
zeitig in die Entwicklung zu einer gesellschaftlich selbständigen i 
Kiasse gestoßen wérden, die:, sah von den russischen Bolsche­
wisten keiner früher als I. e n i n . der schon 1919 dem 8. i artci-1 
tag der KPR . zurief: . . K o m m a n d i e r t  j a  n i c h t  d e n  
B a u e r n  !“  Lenin erinnerte damit seine siegestrunkenen ue- 
nosseii nur an dic marxistische Binsenwahrheit: daß die Klas­
senverhältnisse eines Landes maßgebend sind für die ..ichtung 
seiner Staatspolitik und daß demzufolge die Bolschewiki sich 
nur ais Regierungspartei behaupten können, wenn sie den 
Willen der russischen Bauern respektieren, deren Kerntruppen 
durch die Oktoberrevolution als ein bewußt handelnder l aKtor 
auf die gesellschaftliche Bühne gestellt worden sind.

..Kommandiert nicht den Bauern“ . :st das geschichtliche 
Menetekel für die russischen Bolschewisten. Nicht etwa des­
wegen. weil eine proletarische Minderheit nicht auch über eine 
b es itz lo se  Bauernmehrheit die revolutionäre Diktatur aus­
üben könnte, sondern weil auch die russischen Klassenver- 
hältnissc nur der konkrete Ausdruck ganz bestimmter Pro­
duktionsverhältnisse sind. Und worin bestehen diese in den 
riesigen Agrargebieten Rußlands? Sie sind dadurch gcKcnn- 
zeichnet. daß der ehemalige russische Feudalbcsitz nicht in 
proletarisches Gemeineigentum verwandelt, sondern nur in un­
zählige Stücke aufgeteilt wurde. Aus dieser ökonomischen 
Situation mußten für die russische Oktoberrevolution iruher 
oder später ungeheure soziale Schwierigkeiten erwachsen, 
trotz aller politischen Triumphe, w e lc h e  die Bolschewiki zur 
7eit des Kriegskommunismus über die weißen Banden errangen.

Die Krise — deren Triebkräfte vor allem in den nicht ge­
nügend entwickelten materiellen Existenzbedingungen Rußlands 
liegen — konnte nur am Ausbruch verhindert werden wenn 
die russische Revolution mit ihren sozialistischen Aulgaben 
raschestens auf internationale Kampfbasis gestellt wurde. Die­
ser Versuch scheiterte aber infolge der revolutionären Schwacne 
des internationalen und besonders des deutschen I roletariats, 
und die Krise war unvermeidlich. Als im Sommer 1921 0‘' c""  
kundig war. daß das Schneckentempo der Weitrevolution ment 
mechanisch in Schnellzugsgeschwindigkeiit zu verwandeln ist. 
standen die russischen Bolschewiki vor der unausweichlichen 
Alternative: Entweder im revolutionären Kampfe gegen die 
übermächtige kapitalistische Umklammerung und die Ungunst 
der historischen Situation im eigenen Lande nötigenfalls poli-

Stagnierende Arbeitslosigkeit in Berlin .
Bei den Berliner Arbeitsnachweisen waren nach dem Be­

richt des Berliner Arbeitsamts am 23. April 226546 1 ersonen 
eingetragen gegen 227 382 der Vorwoche. Dar unter befanden 
sich 149779 (150037) männliche und /(>767 0/ 345) weibliche 
Personen Erwcrbsloscmmtcrstiitzimg bezogen 83 399 (85 8131 
männlich und 34531 (35 285) welblidie, insgesamt 117 930 
(I21H9K) Personen. Außerdem wurden noch Ai/35 
Personen durch die ErwerbslosenhiWe der Stadtgemeinde Be r­
lin und 33306 (32832) Personen durch die KrisenWrsorge 
unterstützt. Bei Notstandsarbeiten wurden <><>-»<• (72u6J Pe r­
sonen beschäftigt. . . . .  . , •, i i . rZiffernmäßig ist danach die Arbeitslosigkeit um 836 Pe r­
sonen zurückgegangen und zwar um 258 männliche und 578 
weibliche. Damit ist die bisher sinkende Arbeitslosenziffer 
in Berlin wieder zum Stillstand gekommen. In der Vorwoche 
sank die Berliner Erwerbslosenziffer noch um rund 2500 gegen 
8000 I I  («Kl während me-hrer Wochen vorher. Die Stagnation 
am Arbeitsmarkt zur Jetztzeit, wo die Landwirtschaft steigen­
den Bedarf an Arbeitskräften hat. das Baugewerbe ziomln.li 
gut beschäftigt ist mid die Bekleidungsgewerbe immerhin Sa i­
son haben, kann nur als eine Zuspitzung der Krise gewer et
werden. ^  |?arsorKC-. j c t / t  steuert, wird illustriert
durch die Unterstütztenziffem. Die ErwerbslosenJursorge 
unterstützte 2414 weniger als in der Vorwoche und die Er- 
werbslosenhilfe 347. zusammen also 2761: davon kommen .<4 
zur Krisenfürsorge. In der Berichtswoche wurden also 2287 
weniger unterstützt als in der Vorwoche. In Arbeit kamen 
K36 Mithin wurde 1451 Erwerbslosen die Unterstützung ent- 
zogen! I>as ist das ..neue System“ , das Sozialdemokratie 
und Gewerkschaften so krampfhaft verteidigen.

•
Leistungssteigerung und Förderrückgang im Bergbau.

Die jetzige Stagnation am Arbeitsmarkt bei 2 Millionen 
Arbeitslosen im Reich und enorm gesteigerter Produktion un 
letzten Jahre spiegelt deutlich die Fortschritte der Rationali­
sierung wieder. Dies kommt scharf zum Ausdruck in dem 
Jahresbericht des Vereins für bergbauliche Interessen^ Die 
Zechenmagnaten haben infolge des organisierten strel1'  r "-‘'s 
der Gewerkschaften während des englischen Bergarbuter- 
streiks im abgelaufenen Jahre enorme Profite eingeheimst. 
während die Löhne infolge der Preissteigerung relativ gesun­
ken sind Die Kohlenförderung betrug im rhemisch-wcstttli- 
schen Bergbau im Dezember 1926 2.29 Millionen Tonnen oder 
27.23 Prozent mehr als im Januar desselben Jahres, die A r­
beiterzahl aber war nur um 22 000 oder um 5.76 1 rozent ge­
stiegen. D ie Leistuivxssteigenmg betrug also — bei relativ ge­
sunkenen Löhnen! — mehr als 20 Prozent.

Gegenwärtig sinkt die Kohlenförderung im Ruhrgebiet, so­
wohl wie «1 Oberschlesien. Das Rheinisch-Westfalische Koli- 
lensyndikat beabsichtigt die Enschränkungflquote der Ver- 
kaufsbeteiligung. die bisher 15 Prozent betrug, auf 40 I r‘«cnt 
zu erhöhen. Das entspricht einer viel größeren EmsehranJcung 
als es der Minderbedarf an Hausbrandkohle rechtfertigen 
würde. Vielmehr ist der starke Rückgang auf Verbrauchseui- 
schränkung der Industrie zurückzuführen. Audi in Oberschk- 
sien sinkt die Förderung beträchtlich, wahrend die Halde n- 
bestände. die schon vollständig geräumt waren, wieder aut 
reichlich 150 000 Tonnen gestiegen sind. Ob schon Arheiter- 
entlassungen vorgenommen sind, wird nicht bekannt gegeben. 
Jedenfalls aber stehen bei sinkendem Bedarf und steigenden 
Haldenbeständen Arbeiterentlassungen bevor. Ihis zecnen- 
kapital ist schlau genug, sich Vorräte aufzuspeichern, um diese 
als Druckmittel für Lohnabbau und verstärkte Auspowerung 
gegen die Arbeiter einzusetzen.

•
Rückgang des Güterverkehrs.

Für eine Verschlechterung der Wirtschaftslage spricht 
auch der Rückgang des Güterverkehrs. Während die■ \\ agen- 
gestellung in der Woche vom 20.-26. Marz noch 874 000 be­
trug sank sie in der darauffolgenden Woche auf 873000 und 
in der mit dem 9. April endenden Woche auf 858 000. Schon 
im März war der Anteil der Kohlenbeförderimg bei «er 
Reichsbahn um ‘ .6 Prozent zurückgegangen, im April hat d*r 
Kohlenverkehr weiter nachgelassen.

•
Arbeiter — die sich selbst ausbeuten!

Der Vorwärts“  vom Sonntag, den 24. April berichtet 
freudestrahlend über die Produktionssteigerung der Lmdear- 
Gesellschaft, einer Eahrradfabrik. deren ..überwiegende Aktien­
majorität in die Hand von Organen der organisierten Arbeiter­
schaft übergei'angen ist". W ir gehen wohl nicht fehl, wenn 
wir annehmen, daß der ADGU. sich nicht mehr auf cie Aus­
beutung der Dummheit der Arbeiter beschränkt, sondern jetzt 
auch aus deren Knochen mehr als bisher Profit schindet.

Laut Bilanz für 1926 hat sich der Umsatz von 9500 Stuck 
im Jahre 1925 auf 14 500 Stück, oder um rund 35 Prozent er­

lisch ehrenvoll unterzugehen — oder von der Gnade und Barm ­
herzigkeit kapitalistischer Mächte ein schimpfliches Schein- 
und 'I rugleben zu führen: entweder in zwölfter 
Ehre des internationalen Sozialismus zu retten — oder euren 
die Flucht in eine den proletarischen Klasseninteressen fremde 
Opportunitätspolitik die Schande des moralischen Unterganges 
auf sich zu laden! In diesem geschichtlichen Dilemma naben 
die Bolschewiki. um l o r m e l !  an der Regierung zu bleiben 
für ein schimpfliches Kompromiß sich entschieden und damit 
den Klassen - I n h a l t  der russischen Proletarier-Erhebung 
preisgegeben! Denn nichts anderes als eine prinzipielle Ab­
kehr von den Methoden und Zielen der proletarischen Klassen­
politik bedeutete die Liquidierung des kriegskommunistischen 
Systems durch Einführung der neuen Wirtschaftspolitik, der 
NEP. Selbst L e n i n  war sich —  im Gegensatz zu seinen 
stalinistischen Nachbetern — über diesen a n t i p r o 1 e t a r i - 
s e h e n  Charakter der NEP. durchaus im klaren. Er sagte 
damals: ..Die politische Lage im Frühjahr 1921 zeigt uns. daß 
es unvermeidlich ist. uns in einer Reihe wirtschaftlicher fragen 
in die Stellungen des Staatskapitalismus zurückzuziehen . . 
(siehe ..Inprekorr.“  Nr. 3. S. 28). An anderer Stelle desselben 
Artikels wird Lenin noch deutlicher: ..Die Aufgabe des L eber- 
ganges zur NEP. besteht gerade darin, daß wir nach den 
Versuchen eines unmittelbaren sozialistischen Autbaues unter 
den schwersten Verhältnissen, vor die klare Situation gestellt 
werden: kein unmittelbarer sozialistischer Aufbau, sondern 
Rückzug in einer ganzen Reihe von Wirtschaftsgebieten zum 
Staatskapitalismus“ . ..Was ist das?" frägt Lenin weiter und 
antwortet eindeutig: ..Ein Zusammenschluß der Kleinproduktion 
das Kapital faßt die Kleinproduktion zusammen, das Kapital 
erwächst aus der Kleinproduktion. Darüber darf man metit 
die Augen schließen. Freilich, die Freiheit des Handels bedeutet 
das Wachstum des Kapitalismus . . ., wenn Kleinwirtschalt be­
steht. wenn die Freiheit des Austausches besteht, dann entsteht 
der Kapitalismus“ . Und in der letzten Rede, die Len'"  ' or 
seinem Tode auf einem russischen Parteitag halten könnt., 
erklärte er. nochmals vor einem fundamentalen Irrtum w ar­
nend : w ir haben noch k e i n  s o z i a l i s t i s c h e  s j  n-
d a rn e n t. Jene Kommunisten die sich das öegenteil einbilden. 
begehen einen großen Fehler" (siehe .Inprekorr. 1926 Nr 13. 
g ]56) (Fortsetzung folgt.)

I des Elends
höht. Der Erlös dagegen stieg von 0,98 auf 1,80 Millionen 
Mark, oder um 100 Prozent. Der ADGB. hat demnach durch 
Preissteigerung und verschärfte Ausbeutung „seiner 
skiaven fast %  Millionen Mark verdient. Die IM e ^ h a t t  
stieg nämlich nur von 110 aui 145 Arbeiter und Angestell t, 
d h weniger als Produktivität und Profit stiegen, t s  ist 
sicher echt gewerkschaftlich, wenn der ADGB. rationalisiert 
wie sein großer Herr Kapitalismus.

Steigende Arbeitslosigkeit in England.
Die Zahl der amtlich unterstützten Arbeitslosen in England 

betrug am 11. April 1 078.300. das sind 4541 uiehr a’s in dtr 
Vorwoche und 53 911 mehr als in uer gleichen Zeit des Vor-

** Vorjahre sank Mitte April die Arbeitslosenziffer in 
England ganz beträchtlich. Wenn sie in diesem Jahre trotz 
der steigenden Kohlenförderung und der um diese Zeit e r ­
setzenden Arbeiten der Landwirtschaft und im teucewerbe 
steigte. so zeigt das deutlich, daß die engbsche Industrie in 
der Rationalisierung Fortschritte macht.♦

Die Arbeitslosigkeit in O esterreich.
Mitte April wurden in Oesterreich insgesamt 190 981 unter­

stützte Arbeitslose gezählt, im Vergleich zur letzten Zahlung 
am 31. März 1927 ergibt sich eine Abnahme um 1/305 gegen­
über dem Höchststand vom 28. Februar 1927 (244207 unter­
stützte Arbeitslose) eine Abnahme um 53286 ersonen.

Die Abnahme der Arbeitslosenziffer ist recht geringfügig 
zu nennen, wenn inan bedenkt, daß Oesterreich iast aus­
schließlich Agrarstaat ist.

Die Arbeitslosigkeit in Bulgarien.
Gegen Ende vorigen Jahres gab es in Bulgarien etwa 

129000 Arbeitslose, wovon 68 300 auf die Landwirtschaft, 
42 175 auf die Industrie. 11 «50 auf das Handwerk und der 
Rest auf den Handel entfallen. Trotz Beginn der Fruhjahrs- 
saison in der Landwirtschaft, die den bulgarischen landwirt­
schaftlichen Arbeitern auch im Auslande. Insbesondere m Un­
garn. Rumänien. Oesterreich. Tschechoslowakei und Polen A r­
beit bietet (Wanderarbeitei). «hat sich die Lage am Arbeits­
markt nur ganz unwesentlich verbessert.

Arbeitslosigkeit und sinkende Löhne in Amerika.
Das Organ des amerikanischen Schneiderverbandes. der 

Amalgamates Clothing W orkers Union of Amerika, ..Advanee 
vom 25. März bringt einen längeren Bericht über die Lage un 
Bekleidungsgewerbe. Die Preise der Kleidungsstücke sind in 
jeder Saison gefallen und gehen noch mehr zuruck. Wahrend 
es im Jahre 1920 für den Händler ein Leichtes war, Anzuge 
für 50 und 60 Dollar zu verkaufen, ist es jetzt schwierig, An­
zug.- für 35 Dollar abzusetzen. Das zeugt von einem starken 
Nachlassen der Kaufkraft der Arbeiterklasse. Im Schneider­
gewerbe herrscht eine ziemlich große Arbeitslosigkeit Der 
„Advanee“  teilt noch mit. daß in anderen Industrien die A r­
beitsbedingungen gründlich verschlechtert worden sind.

Die „Sozialistische Politik und W irtschaft" (Berlin) des 
Dr. Paul Lev i veröffentlichte am 22. April 1927 den Brief eines 
kürzlich nach Amerika (Illinois) ausgewanderten deutschen So­
zialdemokraten und Gewerkschaftlers, der über die amerika- 
nisdien Arbeitsverhältnisse dasselbe Urteil fallt wie der „Ad- 
vance“ . E r schreibt u. a.:

„Die Arbeitslosigkeit ist wohl ebenso groß wie in 
Deutschland. In meiner kurzen Anwesenheit habe »cn 
Leute angetroffen, die iörmlich um Arbeit bettelten. Ais 
Zeugnis lege ich einen Ausschnitt aus der „Chikagoer 
Abendpost** vom 30. 3. 27 bei. (Ein Bauarbeiter. Vater 
von 4 Kindern, war im November vor. der Firma entlas­
sen und auf das Frühjahr vertröstet worden. -Am 29 März 
bat er um seiner hungernden Kinder willen um seine 
Wiedereinstellung. Als sie ihm abgeschlagen wurde, er­
schoß er zwei Angestellte der Firma und wurde von <len 
ihn verfolgenden Polizisten getötet.*')

Der deutsche Arbeiter sdireibt dann noch, daß die Ytrhült- 
"is-.e so ganz anders sind, als sie von den deutschen Gewerk­
schaftsführern geschildert werden. Z B . :  ..Diesen Leuten 
wäre es gewiß angenehm, wenn auch dieamerikanische ue- 
werkseliaitspraxis in Deutschland zur Einführung käme. Und. 
.Der amerikanische Unternehmer versteht es ebenso gut wie 
der deutsche, den Arbeiter bis auis äußerste auszupowern.' 
Die deutschen Gewerkschaftsreisenden haben in Dollaria aller­
dings nur Wolkenkratzer und Autos gesehen.

•
In der mit d«m 9. April endenden Woche ist die Zahl der 

Frächtwagen-Gestelhingtn auf der. amerikanischen Bahnen 
von 992 700 auf 959 400 zurückgegangen. ln der entsprechen­
den Woehe des Vorjahres wurden 904 900 Waggons gestellt. 
Die Abnahme ist in der Hauptsache als eine Folgeerscheinung

des Kohlenstreiks zu betrachten, ferner aber auch auf sinken­
den Absatz infolge Marktübersättigur.g.

W lrfsdialtshrlse in Japan
Der junge emporstrebende Kapitalismus Japans mit dem 

großen niehtindustrialisierten fernöstlichen Absatzmarkt vor 
der T iir ist von der Weltwirtschaftskrise weniger mitgenom 
men als die Kapitalismen der alten Welt.

Der japanische Kapitalismus hat seine _ großen Kriegs, 
gewinne eingesteckt, wurde aber von Revolution und Inflation 
verschont und heimste goldene Ernten ein, während Europa 
und zum Teil auch Amerika hartnäckig um d*e Absatzmarkte 
stritten und mit ihren Riesenarbeitslosenheeren zu kampten 
hatten. Japan drang mehr in China ein als alle anderen 
kapitalistischen Staaten und eroberte asiatische Absatzmarkte 
Europas, während dieses mit sich selbst zu tun hatte.

Die Stabilisierung des japanischen Kapitalismus ist aber 
nur Schein wie in Europa. Eine Probe aufs Exempel hat 
dies sofort bestätigt. Die chinesischen W irren haben auch 
den japanischen Export in Mitleidenschaft gezogen, wenn auch 
weit weniger als den der alten kapitalistischen Staaten. Dazu 
vernichteten noch die beiden großen Erdbeben große Werte. 
Trotz großzügiger Hilfsaktionen und amerikanischer Kapital­
zufuhr ist die japanische Wirtschaft ernstlich erschüttert Die 
Geldverhältnisse in Japan haben sich so zugespitzt, dal die 
Banken jetzt ihre Kredite wesentlich einschränken mußten. 
Dadurch geriet zuerst eine der größten japanischen Unter­
nehmungen. die Firma Suzuki, in Schwierigkeiten und stellte 
ihre Zahlungen ein - und jetzt die Formosa-Bank, die größte 
Kreditgeberin der Firma Suzuki. Die Formosa-Banh die an 
Suzuki 600 Millionen Mark ausgeliehen hatte, hat ihre Schauer 
geschlossen. Ihre Schulden betragen 1.8 Milliarden Mark. 
Ein Großindustrieller, der der Formosa-Bank 60 Millionen 
schuldet, hat Selbstmord verübt. Durch diese Ereignisse 
sind auch die Kabinettsschwierigkeiten eingetreten: es ist 
jetzt ein neues Kabinett gebildet worden. Aber auch die 
japanische Währung, der Yen. hat dadurch einen heftiger 
Rückgang erleiden müssen. Er stand bereits in New York 
auf 56 Cents, das ist nahe der Goldparität, und ist auf unter 
48 Cents heruntergegangen. Die Berliner Notierung tiir ien 
wurde von 2.06 auf 2.00 Mark herabgesetzt.

Der Zusammenbruch des Suzuki-Konzerns erregt in der 
ganzen kapitalistischen W elt größtes Aufsehen. Suzuki war 
Eigentümerin von Schiffen, Schiffswerften., Stahlwerken. 
Zucker- und Alkohol-Raffinerien, Mühlen Baumwollspinne­
reien. Zelluloid- und Gummi-Fabriken. Brauereien. Banken 
und Versicherungsgesellschaften. Der Handel mit dem japa­
nischen Volksnahrungsmittel Reis, mit Weizen, Zucker, Hob. 
nen lag zum großen Teil in ihrer Hand, und in Kampfer hatte 
sie geradezu das Weltmonopol. Die Firma Suzuki vertun 
über etwa 70 Toclitcrgriindungen: sie besitzt umfangreiche und 
wertvolle Industrie-Anlagen in Japan. Korea. Westindien und 
Büros in fast allen europäischen Hauptstädten.

Für die Formosa-Bank hat die Regierung 100 Millionen 
(türkische) Pfund Stützungsgelder gegeben, doch genügt das 
nicht, den Betrieb wieder aufzunehmen Eine Anzahl ancere 
Banken sind in den Strudel gerissen. Die Jugo-Bank ist mir 
*iifi Millionen Yenff fallit: ebenso eine ganze Anzahl kleinerer 
Banken. In dem Sparer- und Handelspublikum herrscht \ amK. 
weshalb die Regierung die Schließung .sämtlicher Banken an­
geordnet hat. Amerikanische Finanzhyanen „sondern d» 
Schlachtfeld. Dollaria wird wohl den Ramsch billig aufkauten, 
einigen Dutzend kleinen Hyänen die Luft abdrosseln und so der 
Türkei ..helfen *, indem es den den Arbeitsertrag der japani­
schen Arbeiter und Kleinbauern direkt einhejmst Wer zu- 
sammenbruch des Suzuki-Konzerns. des japanischen Minne* 
war nur der Anfang der japanischen Wirtschaftskrise.

So mancher europäische und amerikanische Konzen 
würde gleich Suzuki über den Kopf gehen, wenn die Arbeite 
aus ihrer Eselsgeduld, genannt Gewerksehaftsdisziplin herauy 
gehen würden und dem Kapital Schwierigkeiten bereitete 
Die „Stabilität“  des Kapitals beruht ausschließlich aui de 
Lauheit der Proletarier. Die kapitalistische Feste ist heu« 
reifer zum Sturm denn je.

Auch in der Türkei kriselt es.
Die Hauptkraft des Proletariats ist in der ganzen W  

gleich geschwächt. Dem polnischen Konsortium, das in «  
Türkei das Alkoholmonopol gepachtet hatte, ist, da es sein- 
finanziellen Verpflichtungen gegenüber der türkischen Kt*» 
rung nicht nachkommen konnte, die Konzession entzog 
worden. Die Regierung hat die Aktiva des Konsortiums
chlagna Monopo,pächtereit bei j er die Regierung weit

Schulden schon des öfteren die Kasse beschlagnahmte, mub- 
und erhielt wiederholt Aufschub und Nachlasse. Da der 
satz aber immer mehr zurückgeht, hat sie endlich ihre 
eingestanden und ihre Pforten geschlossen.

Nicht anders als mit dem Alkoholmonopol steht cs n. 
dem Zucker- und mit dem Petroleum- und Benzinmonopo 
Diese sollen zusammengelegt und weiterbetrieben wer 
Durch Entlassungen von Angestellten hofft man, die Ko 
soweit zu ermäßigen, daß die Regierung trotzdem noch e«w
Profit ziehen kann. T.irirei t!eEin weiteres wichtiges Wirtschaftsgebiet der Turk«, 
Handel mit Mohär (Angora-Ziegenwolle) ist ebenfalls sen 
bedroht. Der Absatz auf dem lnlandmarkt wie nach dem * 
lande geht stark zurück, weshalb die Preise stark nach ge 
haben. Das hat wieder eine Rückwirkung aut die KauiK« 
und auf die gesamte Wirtschaftslage des Landes.

ttltteilungen
Reich

An die Ortsgruppen.
W ir ersuchen um sofortige Bestellung des „Erwerbslos^ 

Nr. 6. zwecks pünktlicher Zustellung.

Nürnberg.
Jeden Dienstag, abends « 8  Uhr Diskussionsabend

Gambrinus“ . Austr. 102 (Gostenhof). Sympathisierende ' 
eingeladen. Zeitungsabgabe. Abonnementsannahme und 
nähme von Mitglieder findet dortselbst statt.

Groß-Derlln
W ochenbeiträge.

In der 17. Woche (24. bis 30. Aprii 1927) betragen 
Beiträge 80 Pf.. 1.—  Mk. und 1.30 Mk. Arbeitslose 10 Pi.

Kassenrevision am Donneistag. den 5. Mai, abends o 
an bekannter Stelle.

Nachruf.
Am 22. April 1927 verstarb der Genosse Paul Schönei* 

W ie  verlieren in ihm einen der besten K a m p f g e n o s s e n ,  
bis zuletzt seine Pflicht im Dienste des revolutionären 
kampies erfüllt hat.____________________ Ortsgruppe Nowa»«
Verantw. Redakteur u. Herausgeber- Hermann Koch Berlg 
Druck: Druckerei f. Arbeiterliteratur. W . Iszdonat. Berlin
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Die Stahlhelm-Parade
Am 8. Mai läßt die Bourgeoisie ihre faschistischen Lieb­

linge in Berlin einen ..Reichsfrontsoldatentag“  abhalten. Im
Lustgarten, wo am 1. Mai ein Meer von roten Fahnen wogte, 
wird am kommenden Sonntag schwarzweißrot Trumpf sein.

Dem gesamten Proletariat wird auf diese Weise klar de­
monstriert. daß faktisch gar kein Unterschied zwischen 
Republik und Monarchie besteht. Die formale Demokratie ist 
gerade der günstige Boden, auf dem die faschistische Sumpf­
pflanze üppig gedeihen kann. Die Demokratie von Kapitals 
Gnaden gestattet den Hakenkreuzbanden den öffentlichen 
Aufmarsch ebenso, wie sie ihn den Arbeitermassen am 
1. Mai erlaubt hat. Die Stahlheimprovokation ist somit w irk­
lich nichts anderes, als der Ausdruck der Ohnmacht des 
Proletariats in der kapitalistischen Demokratie. Die Bourge­
oisie herrscht in der Republik, sie bestimmt die Grenzen der 
Demokratie, und sie gewährt das ..Recht auf die Straße“  den 
Reichsbannergarden, den roten Frontkämpfern und natürlich 
auch den Faschistcnbanden.

Ueber diese Praxis der bürgerlichen Demokratie ein 
Wutgeheul anzustimmen, ist sinnlos, so provokatorisch diese 
demokratische Loyalität auch für das Proletariat sein mag. 
Wichtiger, weil notwendiger, ist für die Arbeiter, mit kühlem 
Kopfe die vorhandene Sachlage zu prüfen und vor allem sich 
selbst die Frage zu beantworten: W er sind die Wegbereiter 
des Stahlhelm-Aufmarsches?

Die Bourgeoisie, die Kapitalistenklasse und ihre Staats­
organe, — werden die Proletarier einstimmig antworten. Das 
ist ohne Zweifel richtig. Die kapitalistischen Regierungs­
mariner selbstverständlich sind es ja, die den faschistischen 
Horden die Erlaubnis zum Massenaufmarsch gegeben haben. 
Doch diese Feststellung ist dennoch nur das Aussprechen 
einer h a l b e n  Wahrheit. Die g a n z e  Wahrheit aussprechen, 
heißt aber gleichzeitig einen Blick auf die politische Entw ick­
lung der letzten Jahre werfen und erkennen:

Zu den Wegbereitern der Faschistenparade am 8. Mai 
sehört nicht nur die Bourgeoisie, sondern auch die Sozial­
demokratie mit ihren Gewerkschaften! Die sozialdemo­
kratisch-gewerkschaftlichen Organisationen haben durch ihre 
Politik der Rettung des Kapitalismus vor der revolutionären 
Hut erst die Bedingungen geschaffen, unter denen sich der 
Kaschismus ungehindert entfalten konnte. Sie haben die Ar­
beiterklasse vor den Wagen des kapitalistischen „Wiederauf­
baues'* gespannt und jeden Versuch, die Parole des Sozialis­
mus in die Tat umzusetzen, durch die Noske-Horden brutal 
unterdrückt. Anstelle des revolutionären Klassenkampfes 
zum Sturze des Kapitalismus proklamierten die gewerk­
schaftlich-sozialdemokratischen Organisationen die Arbeitsge­
neinschaft mit der Bourgeoisie, den Burgfrieden des Prole­
tariats gegenüber seinem Klassenfeind, die Kapitulation vor 
dem Götzen der formalen Demokratie. Die achtjährige Nach­
kriespolitik der SPD . und Gewerkschaften, d. h. ihr organi­
sierter Klassenverrat am Proletariat, hat gerade den Boden 
geschaffen, auf dem jetzt der Stahlhelm marschieren kann. 
Das Hakenkreuzbanditentum, die in ihrem Inhalt immer 
faschistischer (Schlichtungsdiktatur. Streikverbot) werdende 
'chwarzrotgelbe Republik, — die wirtschaftliche und poli­
tische Offensive der Kapitalistenklasse gegen dic Arbeiter­
schaft ist nur die natürliche Reaktion, die zwangsläufige 
Folge jener sozialdemokratisch-gewerkschaftlichen Politik, 
•'eiche die proletarischen Klasseninteressen täglich auf dem 
Altar der formalen Demokratie, d. h. auf dem Altar des mo­
dernen Kapitalismus opfert. Ohne den Noske-Kurs, oline den 
sozialdemokratischen Schacher um Ministersessel, ohne die 
wirtschaftsfriedliche Gewerkschaftspolitik — ohne diese sy­
stematische Wehrlosmachung der Proletariermassen durch 
die reformistische Iilusionspoütik gäbe es einfach keinen 
Mahlhelmtag am 8. Mai.

Aber nicht nur die Noske-Partei, nicht nur die Amster­
damer Gewerkschaftsbesitzer — auch die KPD. gehört mit zu 
den Wegbereitern des Faschistenaufmarsches! Die KPD. 
treibt mit radikalen Phrasen die Arbeiter auf denselben Weg 
der parlamentarischen Illusionspolitik, der entweder im klein­
bürgerlichen Sumpf endet oder das Proletariat als eine blind­
gläubige Masse in die Arme der leibhaftigen Konterrevolution 
rJhrt. Die KPD. betätigt sich als diensteifriger Hausknecht 
der Amsterdamer Orgeschhäuptlir^e und peitscht dadurcü 
die Arbeitermassen in die politische Gefangenschaft der 
Gewerkschaftlichen Burgfriedenstaktik. Der Faschisten- 
bourgeoisie und ihren sozialdemokratisch-gewerkschaftlichen

Der Oewerksdiaffe Bankrott
Der R e i c h s a r b e i t s m i n i s t e r  hat am 29. April 

die für dt'n Bergbau vorliegenden S c h i e d s s p r ü c h e  in 
der Lohn- und Arbeitszeitfrage f ii r v e r b i n d l i c h  e r ­
k l ä r t .  Danach wird der Lohn an der Ruhr um -1 bzw. 
6 Proz. erhöht, die Schichtzeit im Kali, und Braunkohlenberg­
bau von 10« und I i  Stunden auf ein weiteres Jahr ver­
längert.

Die am Tarifvertrag fiir den Kalivertrae beteiligten G e ­
w e r k s c h a f t s o r g a n i s a t i o n e n  richten an die Beleg­
schaften folgenden A u f r u f :

..An die Kaliarbeiter! Kameraden! Auf Antrag des A r ­
beitgeberverbandes ist der Arbeitszeitschiedsspruch für ver­
bindlich erklärt worden. Die Gewerkschaften haben keinen 
Zweifel darüber gelassen, daß sie die in dem Zwangsvertrag 
festgesetzte Arbeitszeit fiir viel zu lang halten. Der Schieds­
spruch räumt zwar mit der menschenunwürdigen Zwölf- 
stundensehicht auf, cr kann jedoch die Arbeiter nicht befrie­
digen. Es muß das Bestreben aller Kaliarbeiter sein, jetzt 
alle Kräfte in den Organisationen zu sammeln zum Zweck 
einer weiteren Verbesserung der Arbeits- und Lohnbe­
dingungen.

Der Schiedsspruch ist Zwangsvertrag geworden. Die 
Gewerkschaften sind gezwungen, ihn einzuhalten, falls sie 
sich nicht entschädlgungspfllchtig machen wollen.

Kameraden! Mehr denn je gebietet uns die Stunde die 
Einhaltung strengster Disziplin. Beiolgt nur die Anweisungen 
der Organisationen! Diese werden in einer am S. Mai statt­
findenden Reichskonferenz zu der gegenwärtigen Gesamt­
lage im Kalibergbau Stellung nehmen.“

Ein ähnlich lautender Aufruf erging an die Arbeiter­
schaft des m i t t e l d e u t s c h e n  Braunkohlenbergbaues. 
(„Vorwärts“  vom 30. April 1927).

•
Die ScliliclitiuiKsdiktatur, diese Sklavenpeitsche der 

„Wirtschaftsdemokratie“ , treibt die „bewährten“  G e ­
werkschaften zu immer offenerer Selbstentlarvung vor 
dem Proletariat. Vor wenigen Tagen erst noch gab der 
A D G B . in einem Aufruf die Parole heraus: „Arbeiter, 
lehnt fortab die Ueberzeitarbcit aus eigenem Entschluß 
ab“ ; Graßtnann rief von der Reichstagstribüne den Pro le ­
tariern zu: ..Helft euch selbst“  und appellierte sogar an 
die Faust der Arbeiterschaft —  und heute enthüllen die 
Gewerkschaftsbonzen selbst ihre Aufforderungen als 
elendes demagogisches Gebrüll. Im parlamentarischen 
Froschmäusekrieg um das ArbeitszeitverUingerungs- 
gesetz gebärdeten sich die Graßmänner als Radikalinskis, 
um vor der Masse ihrer Anhänger als „Käm pfer für den 
Achtstundentag“  zu erscheinen —  aber in der rauhen 
Praxis des kapitalistischen Alltags entpuppen sich die 
Amsterdamer Helden als die zahmsten und ungefähr­
lichsten Schoßhündchen der W elt. Der Reichsarbeits­
losigkeitsminister brauch nur seine Unterschrift unter 
einen Schiedsspruch setzen und die gewerkschaftlichen 
„Arbeiterführer“  stehen sofort stramm, die Hände an der 
Hosennaht. Die Amsterdamer „Klassenkämpfer“  machen 
sich eher in die Hosen, als daß sic gegen den Stachel 
der kapitalistischen Gesetzlichkeit angehen.

Doch die Arbeiter müssen schon begreifen, daß „ihre“  
Gewerkschaften gar nicht anders handeln können. W ie 
man von einem Hasen keinen Löwenmut erwarten kann, 
so kann man auch von den Amsterdamer Gewerkschaf­
ten heute keinen Kampf gegen die Geißel der Schlich­
tungspraxis verlangen. Keine zehn Pferde, und mögen 
sie auch aus dem leninistischen Stall stammen, können 
die Gewerkschaftsinstanzen aus jener Burgfriedensstel­
lung herauslocken, die ihnen die Tariftreue diktiert. Ob 
die Arbeiter elf, zwölf oder gar vierzehn Stunden ans 
Joch der Ausbeutung gekettet werden —  im Falle der 
Verbindlichkeitserklärung müssen die Gewerkschaftsbe­
sitzer für die Durchführung der Versklavungsbefehle ein-

treten. wenn sie nicht durch Tarifbruch ihre eigene an 
den Kapitalismus gebundene Existenz untergraben wollen. 
Und jenen oppositionellen Gewerkschaftsmitgliedern, die 
etwa die ADGB.-Paro le ..Helft euch selbst“  befolgen 
wollen, w ird kategorisch gedroht ..haltet strengste Diszi­
plin“  —  nicht Selbsthilfe, sondern Ruhe ist die erste 
Bürgerpflicht für Gewerkschaftssoldaten. „E s  lebe die 
Wirtschaftsdemokratie“  mit der die Kapitalistenklasse 
die Pro letarier an Händen und Füßen tessein kann.

Die Ohnmacht der Gewerkschaften gegenüber der 
Kapitalsoffensive und ihrer Schlichtungsdiktatur liegt 
heute so offen zutage, daß sie Münde fühlen. Es ist kom­
pletter Irrsinn, „alle Kräfte in d e n  Organisationen zu 
sammeln“ , die durch ihre Verbundenheit mit dem Kapi­
talismus völlig schachmatt gesetzt sind. Dic Arbeiter­
schaft. die gegen die kapitalistische Hungeroffensive 
Eront zu machen hat, muß deshalb darangehen, die ge­
werkschaftliche Konkursmasse aus dem W ege zu räumen 
durch Zusammenschluß zur Klassenorganisation. Liqui­
dierung der bankrotten Gewerkschaften durch Schaffung 
revolutionärer Betriebsorganisationen ist die Erage des 
Tages, um dem Unternehmertum mit entfesselter Klassen­
kraft entgegen treten zu können.

Slrdkvcrftöf in üämDurg
Die Justiz  der Demokratie stößt vor.

!n Groß-Hamburg streiken seit einigen Tagen zirka 5000 
Arbeiter und Arbeiterinnen der Textilbetriebe um Verkürzung 
der Arbeitszeit und höhere Löhne. Die Gewerkschaftsinstanzen 
mußten den Streik sanktionieren, da ein verbindlich erklärter 
Schiedsspruch noch nicht vorliegt. Den Textilbaronen der 
Stern-Wollspinnerei arbeitet die Schlichtungsmaschine anschei­
nend zu langsam, denn sie haben dic bürgerlichen Klassen­
richter um Unterstützung ihrer Himgeroffcnsive angerufen. 
Das Landgericht Hamburg gab auch dem Anträge der Unter­
nehmer statt und fällte am 29. April folgenden Beschluß:

„Durch einstweilige Verfügung wird den Antragsgeg- 
nern, dem Deutschen Textilarbeiterverband, Filiale Ham­
burg u. Umg„ verboten, den bei den Firmen der Stern- 
Wollspinnerei Bahrenfeld, Hamburger Wollkämmerei 
G. m. I). H., Wilhelmsburg, Bischoff u. Rodatz, Hamburg, 
eingeleiteten Streik in irgendeiner Weise zu unterstützen, 
es sei durch Anweisungen an die Streikleitung oder durch 
Unterstützung von Streikpostenstehen oder durch Gewäh­
rung von Streikunterstützung an Mitglieder oder durch 
irgendwelche anderen Mittel, und zwar bei einer vom 
Gericht für den einzelnen Fall der Zuwiderhandlungen fest­
zusetzenden Geld- oder Haftstrafe.“

Dieser Ukas ist symptomatisch dafür, wie scharf der Klas­
sencharakter der demokratischen Justiz bereits ausgeprägt ist. 
Die Bourgeoisie, die wirtschaftlich nicht aus der Bedrängnis 
herauskommt, ist nicht zuletzt durch die gewerkschaftlich-so­
zialdemokratische Nadelstichtaktik politisch so gefestigt, daß 
sie sich die tollsten Justizstreiche gegenüber der Arbeiterschaft 
erlauben kann. Mit Streikverboten sollen rebellierend». ■ uim- 
sklaven mürbe gemacht werden, wenn das Diktat der ttapita­
listischen Schlichter und damit die fällige Abwürgung der Be­
wegung durch dic gewerkschaftlichen Tarifkontrahenten zu 
lange ausbleibt. Bürgerliche Klassenjustiz, dieses Mädchen für 
alles, gegen streikende Proletarier, das ist die neueste Errun­
genschaft der formalen Demokratie.

Die Aktion des Hamburger Landgerichts ist ein Vorspiel 
für jene kapitalistische Versklavungspraxis, die im englischen 
Antistreikgesetz ihren konkreten Ausdruck findet. Das Prole­
tariat kann diese neuen Schläge nur parieren, wenn es im Ge­
samtprozeß seines notwendigen revolutionären Klassen­
kampfes der Bourgeoisie machtvoll in den Arm fällt.

Trabanten kann die KPD . keine selbständige Politik ent­
gegensetzen, da sie durch die Komintern an die kapitalisti­
schen Interessen NEP.-Rußlands gebunden ist. NEP.-Rußland 
w ill gute Geschäfte mit den deutschen Kapitalisten macnen, 
es strebt ein Bündnis mit Hindenburg-Deutschland an und hat 
im Verlaufe dieser Bündnispolitik schon vier Jahre lang (von

1922 bis 1926) die Reichswehr mit Munition beliefert und die 
deutsche Leninistenpartei muß auf Befehl der Moskauer lirot- 
geber zu dieser Bewaffnung der schwarzrotgelben Konter­
revolution Ja  und Amen sagen! Die KPD . ist durch diese 
ihre doppelzüngige Politik voll mitverantwortlich fiir das 
jetzige provokatorische Auftreten der Hakenkreuzjiinger, un4
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WlkiSÜldil
Vom Arbeifsmarhf

Saisonmäßige Besserung im Reich.
Die Zahl der Hauptunterstützungsempfänger in der E r ­

werbslosenfürsorge zeigt, so wird amtlich gemeldet, in der 
zweiten Aprilhälfte einen Rückgang um rund 113 OCX), das sind 
11,4 Prozent. Die Zahl der männlichen Hauptunterstützungs­
empfänger ist in der genannten Zeit von 817 000 auf 717 000 
zurückgegangen, die der weiblichen von 176 000 auf 154 000, 
die Gesamtzahl von 984 000 auf 871 000. Die Zahl der Zu- 
schlagsempfänger hat sich von I 120 000 auf 989 000 vermindert. 
Der (iesamtriiekgang in der Zahl der Hauptunterstützungs- 
empfängcr im Monat April beträgt rund 250000. das sind 
22 Prozent (I 121 000 Hauptunterstützungsempfänger am 
1. April gegenüber 871 000 am 1. Mai 1927.)

Ueber die Krisenfürsorge liegt eine neuere Zahl nicht vor, 
da diese nur monatlich einmal bekanntgegeben wird. Es wird 
sich bei Bekanntgabe erweisen, dal! ein bedeutender Teil der 
Abgänge aus der Erwerbsloscnhilfe in die Krisenfürsorge über­
nommen wurde, sofern Erwerbslosen die Unterstützung nicht 
gänzlich entzogen wurde.

Groß-Berlin.
In Groß-Berlin waren am 14. April 217 138 Personen bei 

den Arbeitsnachweisen eingetragen gegen 222 083 der Voi- 
woche. Darunter befanden sich 141 541 (145 804) männliche 
und 75597 (76 219) weibliche Personen. Erwerbslosenunter­
stützung bezogen 75 798 (79 039) männliche und 32 965 (33 601) 
weibliche, insgesamt 108 763 (113 300) Personen. Außerdem 
wurden noch 33 016 (34 406) Personen durch die Erwcrbslosen- 
hilfe der Stadtgemeinde Berlin und 35 014 ( 43 845) Personen 
durch die Krisenfürsorge unterstützt. Bei Notstandsarbeiten 
wurden 6541 (6699) Personen beschäftigt.

Die Abnahme der Arbeitslosenziffer iu Groß-Berlin ist in 
der Hauptsache auf die Saisongewerbe, in erster Linie auf das 
Baugewerbe und auf die Landwirtschaft resp. auf die Hilfs­
industrie beider zurückzuführen. Das geht daraus hervor, daß 
von den 4845 Personen, die die Erwerbslosenfürsorge als Ab­
gang verzeichnet, nur 600 weibliche Arbeitslose waren. Die 
Metallindustrie nahm 1600 Arbeitskräfte auf.

Die Berliner Ziffern zeigen wieder, daß die Verminderung 
der registrierten Arbeitslosen zum Teil auf den Abbau der 
Unterstützung zurückzuführen ist. Als vermittelt werden 4845 
Personen angegeben. Erwerbslosenfürsorge und Erwerbsloseu- 
hilfe der Stadt Berlin (Notstandsaktion) verzeichnen 5231 Un­
terstützte weniger. Davon nahm die Krisenfürsorge 169 auf. 
Mithin ist in der Berichtswoche 217 Personen die nicht ver­
mittelt wurden, die Unterstützung entzogen worden.

Von einer Besserung der Wirtschaftslage, außer der sai- 
ioiunaiHK bedingten, ist wenig zu merken. Die Verschlechte­
rung der Handelsbilanz, nicht nur in Deutschland, sondern in 
fast allen Industriestaaten, die sich überall nicht nur in dem 
Nachlassen der Ausfuhr, sondern auch der Einfuhr bemerkbar 
macht, zeigt zum mindesten eine bedeutende Verschärfung des 
Konkurrenzkampfes im Weltmaßstabe. Bestätigt wird das 
durch die Angriffe des Kapitals auf die Lohn- und Arbeits­
bedingungen in der gesamten industrialisierten Welt. Das sind 
zum mindesten Symptome dafür, daß sich die W e ltW i r t s c h a f t s ­
krise zuspitzt. Eine Bestätigung dieser Annahme liefern auch 
die Debatten auf der Genfer Weltwirtschaftskonferenz und das 
zu dieser veröffentlichte statistische Material

Dörsenhrüd!
Die zweite Maiwoche sah an der Berliner Börse eine Panik­

stimmung, wie sie weder der Krieg noch die Inflation zu er­
zeugen vermochte, ja. wie sie eigentlich überhaupt noch nicht 
vorgekommen ist. Brachte doch z. B. der Freitag, der 13. Mai 
für Papiere die als gut galten, Kursstürze bis zu 80 Prozent. 
Börse, Jobber. Presse. Krämer sind wild geworden. Der 
13. Mai ist offiziell als denkwürdiger lag, als „Schwarzer 
Freitag“  in die Analen der Geschichte eingemeißelt.

Am Freitag, den 13. Mai, gingen schon bei der ersten 
Notierung an der Berliner Börse gutfundierte Papiere um 20 
und mehr Prozent zurück, darunter AEG., Klöckner, Harpener 
usw. Selbst das beste deutsche Papier, die Aktien der gut 
florierenden 1. G. Farbenindustrie büßten bei der ersten No­
tierung 20 Prozent ein und gleich darauf nochmals 17 Prozent. 
Aehnlich erlitten andere Papiere Kursstürze, die sich wieder­
holt und an anderen Tagen wiederholten. Schultheiß, der best- 
beschäftigten Schnaps- und Bierkonzern erlitt in seinen Aktien 
z. B. am 13. Mai bei der ersten Notierung gleich 60 Prozent 
Einbuße und verlor im Verlauf nochmals 20 Prozent. Selbst 
Bankaktien verloren bis zu 20 Prozent. Selbst der Renten­
markt. d. Iu die festverzinslichen Papiere erlitten starke 
Verluste.

Um einer vollständigen Zerrüttung und Verwirrung (De- 
route) vorzubeugen, tagte der Börsenvorstand in Permanenz. 
Die Katastrophe wurde nur dadurch verhindert, daß später die 
Notierung von Papieren eingestellt wurde, wenn sie 10 Proz., 
im äußersten Falle 12 Prozent Einbuße erlitten hatten. Das 
Angebot war zum Teil so enorm, daß für eine große Anzahl 
bisher flott gehandelter Papiere überhaupt keine Notierung 
zustande kam. d. h. es waren Käufer auch nicht zu den nie­
drigsten Preisen aufzutreiben.

Am größten ist die Verwirrung und dic Panikstimmung 
natürlich bei den kleinen Leuten (die sich Spekulanten dünken), 
die den Börsenhyänen ins Garn gelaufen sind und ihr Letztes 
opferten in der Illusion, einen guten Rebbach zu machen. Die 
Habgier der kleinen Dummköpfe, die glaubten andere betrügen 
zu können, ist in Katzenjammer umgeschlagen. Die Luft ist 
geschwängert mit Inflationsangst. Es ist typisch für die klein­
bürgerliche Gedankenwelt, daß gerade jene die größte Besorg­
nis hegen, denen die Chose den größten Spaß machen müßte, 
jene, die gar nichts zu verlieren haben, oder höchstens ihre 
Ketten.

Welche Beziehungen hat r.un der Börsenkrach zur allge­
meinen Wirtschaftslage? Gar keine! D. h. keine, wenn man 
die Sache logisch beschaut, abstrakt, aus der Perspektive des 
Bürgertums, als Symptom für Konjunktur oder Krise. Dia­
lektisch gesehen, den Kapitalsimus als Weltganzes be­
trachtet. die Wirtschaft als Prozeß einer längeren Epoche, 
dann steht der Börsenkrach insofern im engsten Zusammen­
hang mit dem I agesgeschehen. «iIs der ganze Kapitalismus 
heute ein einziger großer Betrug, die Börse eine Spekulations­
falle ist, ein großes Netz, in dem die großen Kapitalshyänen 
die kleinen fangen und sic ausplündern.

Der Kurssturz ist also ebensowenig ein Smptom für den 
Niedergang der Wirtschaft, als die bisherigen verrückten 
Kurssteigerungen, ein Symptom für ein beginnende Konjunk­
tur waren, wie das die gesamte Presse tnnstelit, mit der 
Presse der Junker und Schwerindustrie angefangen bis zur 
sog. Arbeiterpresse.

Das haben w ir immer wieder insbesondere seit Beginn 
der Streikbruchkonjunktur scharf betont.

Die Kurssteigerungen setzten ein. als in Amerika unter 
Beteiligung deutscher Großbanken und Großkapitalisten Kon­
zerne gegründet wurden, die in großem Maßstabe deutsche 
Industiieaktien aufkauften, um sie in Amerika an den Mann 
zu bringen. Die Nachfrage steigerte die Kurse. Die Ame- 
rikaanieihen wurden zum großen Teii zu Aktienkäufen ver­
wendet. Nachfrage und Kurse stieren weiter. Durch die Um­
sätze verdiente Industrie und Bankwelt an ihren eigenen und

iremden Papieren, die Proiite wurden in Aktien <.nge,cgt, uie 
e stiegen labelhaft. D tr Absatz ging zurück (also Krise), 

es wurde Geld flüssig, das wurde in Aktien angelegt, die 
Kurse stiegen und stiegen. Den Spießern hing der Himmel 
voller Geigen. Und die Theoretiker der Sozialdemokratie und 
Gewerkschaften, die den Schwindel sehr gut erkannten, be­
nutzten die Hurrastimmung wider besseres Wissen, um den

roieten Honig um den Bart zu schmieren, ihre Illusionen im 
Interesse des VVirtschaitsfriedens. der ungestörten und ver­
schärften Ausbeutung zu stärken.

Soweit ist die Geschichte ganz normal kapitalistisch.
' , er-, Fertigindustrie- und Bankkapital verdoppelten und
verdreifachten ihr Spekulationskapital. Fs wurden Journa­
listen gekauft, die gesamte Presse, soweit sie kapitalistische 
Inserate aufnimmt um die Sorte Erdenbürger mit Konjunktur- 
Stimmung einzuseilen, die nie alle werden; die proletarischen 
Kleinbürger deshalb, damit sie stilLhalten. damit sie in der 
nottnung auf bessere Zeiten sich stoßen und treten lassen 
damit sie schuften und das Maul halten; die kleinen Ausbeuter' 
die schachernden Parasiten deshalb, damit sie ihren Rebbach 
in Aktien anlegen. Und das Bankkapital, die Spekulanten aus 
der Industrie verkauften ihre Papiere zu Wucher- und 
cnwindelprejsen an die gcldliungrigen Mittelständler

■ ,A(*rs1c sicht aber ihre Aufgabe nicht darin. Vermitt­
lerin für Kaufe und Verkäufe (Kassageschäft) zu sein, sondern 
Vermittlerin der Spekulation. Es wird auf Baisse — Kon­
termine — Verdienst beim Sinken) und auf Haussee —  Kon­
terpartie Kulissengeschäft —  (Verdienst beim Steigen der 
Kurse) —  mit welchem Vorgang wir es hier zu tun haben — 
•spekuliert, das ist das Termingeschäft. Es wird gefixt d h 
es werden Aktien gekauft, die gar nicht vorhanden sind. Es 
kauft z. B. jemand 10 Aktien AEG., die alpari (zum Nennwert) 
notiert werden. Also lOXlüOO-10 000 Mark. Anzahlung 
10 Prozent 1000 Mark. Der Verkäufer -  der Makler oder 
die Hank — hat die 10 Aktien im Tresor und verkauft sie 
so ott er Kauter findet, oder er hat sie überhaupt nicht und 
verkauft sie auch. Etwaige Kursgewinne werden dem 
Käufer gut geschrieben. Fallen die Kurse, muß weitere 
Deckung geleistet werden. Kann der Käufer nicht zahlen, 
verliert er seinen Einsatz. Ein Bombengeschäft fiir den Ver- 

z• 13• auf 10 Akti,:n J« IW «  Mark 10000 Mark 
10X 10 Prozent oder 10 000 Mark Anzahlung erhielt. Bei 
sinkenden Kursen gehören ihm die 10 (MK) Mark, für die er 
vielleicht 3 Minuten Schreibarbeit leistete.

Diese Geschäfte, die natürlich in viel größerem und um­
fangreicherem Maße abgeschlossen werden, sind die Ursache 
des Börsenkrachs, der Kleinbürgerpanik, des „Schwarzen 
rtreitag“ .

Große Massen ebenso geldgieriger als dummer Kleinbür­
ger hatten Riesensummen eingezahlt. Jetzt setzten die Ban­
ken ein. Die Reportgelder wurden gesperrt (ein Vorgang, des­
sen Beschreibung heute zu viel Platz wegnehmen w'ürde: es 
kann spater geschehen, falls Interesse dafür vorhanden ist), die 
Kurse sanken, dic Dummköpfe verloren ihre Einsätze, die 
Kassakäufer verkauften, die Kurse sanken, die Großen fressen 
die Kleinen, das ist der Börsenkrach.

Da es nun viele Hyänen gibt und noch viel mehr Dumm­
köpfe. schlagen sich die Hyänen an die Brust und sagen, und 
die bestochene Journaille schreibt es: Seht, das haben wir 
schon immer gesagt. Und wenn die schachernden Parasiten 
den Proletariern wieder genug Blutgeld abgeknöpft haben, 
wechseln sie ihre Makler und ihr Finanzblatt und die Geschichte 
wodcrholt sich in kleineren oder größeren Ausmaßen wieder 
von neuem.

Interessant ist nur. daß Reichsregierung. Preußenregierung. 
Reichsbank und hohe und höchste Stellen gemeinsam berieten 
und die Maßnahmen (die Sperrung der Reportgelder) förderten.

I J.-' r vertreten hat, cb dieser von der KPi
I gestutzte, bei achthundert Mark Monatsgehart schlaraffeno- 
^ d e m o k ra t is c h e  Wohlfahrtsdirektor oder der von 
Werksleitung entlassene, bei zwölf Mark wöchentlicher Unte* 
stutzung hungernde erwerbslose Unionsgenosse.

Aus der Bewegung
nifteideutsdiland

Sie fürchten uns, wie der Teufel das Weihwasser.
Vor etlichen Wochen fanden in Merseburg, Halle und 

Weißenfels Belegschaftsversammlungen der Arbeiter der Gift­
höllen des Leunawerkes statt. Im Vordergrund der Debatte 
stand iu beiden Versammlungen in Halle und Merseburg, wo 
Mitglieder unserer Organisation anwesend waren, das Resultat 
der Lohn verhandln ngen, sowie auch dic Fragen der Betriebs­
rätewahl. Die Berichterstattung über den ersten Punkt er­
zeugte nicht die nötige Siegesstimmung, die die anwesenden 
Bonzen erhofft hatten. Auch die Behandlung des zweiten 
Punktes der bevorstehenden Betriebsrätewahl konnte die de­
primierte Stimmung der anwesenden Proleten nicht beheben. 
Der Referent zu diesem Punkt der Tagesordnung schimpfte 
weidlich auf die gelben Sumpfpflanzen, ohne aber den Arbei­
tern konkrete Mittel zu empfehlen, die die Beseitigung der 
gelben Sumpfblüten zur Folge haben könnte. Aus seinen wei­
teren Ausführungen ging hervor, daß die beiden sozialdemo­
kratischen Parteien. Moskauer sowie Amsterdamer Richtung, 
steh zur Aufstellung einer einheitlichen Liste entschlossen 
hätten, um auf diese Kampfesart den gemeinsamen Feind, die 
gelbe Werksgemeinschaft. mit geschlossenen Reihen begegnen 
zu können. Nach Schluß dieser Ausführungen meldete sich kein 
einziger KPD.-Genosse zum Wort.

Die Sozialdemokraten waren frohen Mutes, die Einheits­
front, dic Ruhe und den Frieden cndlich hergestellt zu haben. 
Keiner würde nach ihrer Meinung noch einmal den Mut anf- 
bringen. ihre verräterischen Handlungen der betrogenen Ar­
beiterschaft aufzuzeigen. Doch sollten sic sich getäuscht 
haben. Ein Genosse der Union zeigte in seinen Ausführungen, 
daß die Arbeitsgemeinschaftspolitik des ADGB. in ihrer Konse­
quenz genau dieselben Früchte tragen muß. als die Lakaien­
tätigkeit der Werksgemeinschaft, daß beides nur besondere 
Spielarten von Hilfsmitteln des profitgierigen Unternehmertums 
sind, die nach der jeweiligen Situation im Wirtschaftsleben und 
der Stimmung des Proletariats zum Vorteil des Unternehmer­
tums in Kraft treten. Er begründete weiter dic notwendige 
Zerschlagung der Arbeitsgemeinschafts-Organisationen, ob 
Potsdamer oder Amsterdamer Richtung, wenn das Proletariat 
siegreich aus seinen Kämpfen hervorgehen soll. An Hand eines 
besonderen Beispieles war es unseren Genossen leicht, den 
schädlichen Charakter der gesetzlichen Betriebsräte aufzu­
zeigen. Seit dem Tage, wo das Betriebsrätegesetz in Funktion 
ist. treibt zum Leidwesen aller klassenbewußten Arbeiter ein 
Herr Daniel sein Unwesen, seines Zeichens Betriebsratsobmann. 
Kein Streik, keine Aktion, nicht die geringste Regung ging 
durch die Belegschaft des Riesenbetriebes, ohne daß dieser 
unsaubere Patron die Geschichte mit seinen schmutzigen 
Fingern zugunsten der Chemiegewabigen entschieden hätte. 
Jetzt, nachdem das W erk durch ein Dutzend Aktionen mit 
Hilfe eines zu diesem Zwecke aufgebauten Spitzelapparates ge- 

, säubert worden ist. bedarf man diesen in der Versammlung an­
wesenden Unternehmerknecht nicht mehr, zum Lohne seiner 
klassenverräterischen Handlung hat man ihm an der Regierung 
Merseburg den Posten eines Wohlfahrtsdirektors bei aent- 

; hundert Mark Monatsgehalt eingeräumt. Fürwahr, eine 
i bessere Bestätigung fiir die Richtigkeit unserer antigesetz- 
( liehen Einstellung konnte uns nicht geboten werden. Zumal 
dieser Daniel es nicht mal wagte, gegen die Anschuldigungen 

, unseres Genossen etwas zu erwidern. Doch einer erteilte die 
Antwort, und zwar in Form einer Kündigung, unter nicht stich- 

I haltigen Begründungen wurde der Genosse nach dem Verlauf

M odtrner Shldvenhandel
Auf dem Arbeitsamt in G u b e n  wurde am 12. April ior

AuTfra r H RWt‘ lo! enKd ie,Stempeli ârte e r h a l t e n  mit den
h a tf ïï Am ah Sh » . um 4 Uhr w,eder einzufindr hatten. Am Abend saß dort ein Obersteiger von der Grut,
m ir’s . S r f n  und li.eß alle Arbeitslosen an sich vork ;’,
marschieren. Sodann suchte er einzelne Kollegen lier.us un
Uf , auf dem Sklavenmarkt oder bcir
i r f i ln  k die Muskeln der Arme und Beine, um 21 
sH -n £ Kollegen auch kräftig genug für seine Arbei
seien. So suchte er steh 20 Mann heraus, die den Auftra
o S p !I,enp S,K^♦ näcl?sten Morgen auf der Gtube einzu

bot j5ne"  einen Schichtlohn für 8 Stunden Unter 
tagsarbeit von 17 bis 22 Mark. Dieser horrende Lohn a!

V0?  Arbeitsamt begünstigte, menschenunwürdig 
Behandlung durch einen Unternehmerkuli veranlaßte cin.-i 
1 eil der Arbeitslosen, die Arbeitsaufnahme unter diesen I3e 
dmgungen zu verweigern.

*

a„  „Â i 2u -̂ärz tw ,urdcn vom Arbeitsamt S t r a u s b e r c  
40 weibliche hrwerbslose zu Kulturarbeiten nach dein Kreise 
Vprm^i vermittelt. Die brauen und Mädchen, denen bei ihrer 
Vermittlung vorgeschrnust wurde, daß auf der Arbeitsstelle 
Badeeinrichtungen zur Verfügung ständen, daß es ein hervor- 
voranfi0!  f '  u w " ur 7° Mennig Käbe und daß auch Tanz. 
.< n y n p S ,ia K 'u  n ,wurdcr1’ silld dort >•» hygienisch völlig 
w /ch ï?  in  h & ara? ken “ » g e b ra c h t . Der Schimmel wachst an den Wanden. Die henster sind nicht zu öffnen 
Andauernd herrscht eine muffige, stinkige Luft. Die Betten 
sind aus rohem Holz in Kistenform gezimmert und ctagen- 
förmig angebracht. Die Decken sind völlig zerrissen und ver- 
schmiert. Pur 100 Arbeitnehmer stehen nur zwei Bade- 
wannen zur Verfügung. Der liebenswürdige Förster erklärte, 

L‘r, mit Hen. Mädchen zum See gehen und sie dort ab­
schrubben wurde, wenn der Dreck überhand nehme. Kin 
Kaum zum 1 rocknen der naßgewordenen Sachen ist nicht 
vorhanden. Das Essen ist völlig unzulänglich. Sonst gebt
in n i  ai  c  StrenK m,litärisch zu- Alltags muß alles um
10 Uhr und Sonntugs um 12 Uhr zu Bett. Einmal in der
Woche muß sogar die Baracke gereinigt werden. Unter 
diesen Umstanden ist es gar nicht verwunderlich, daß die
Arbeitnehmer von so weit hergeholt werden müssen. Ein
Einheimischer geht dort nicht mehr hin.

•
ln F r e i e n  w a l d e  wurde kürzlich ein 67 jähriger Er- 

werbsloser nach Welsickndorf zur Tiefbauarbeit vermittelt 
mit einem Stundenlohn von 60 P fK. und achtstündiger Ar­
beitzeit. Welsickendorf liegt 3 «  Wegstunden von Freien­
walde entfernt und ist nur zu Fuß zu erreichen. Wenn man 
sich nun vor Augen hält, daß der Betreffende 67 Jahre alt 
ist, täglich acht Stunden arbeiten soll und dann noch einen 
siebenstundigen Fußmarsch zurückzulegen hat, ehe er sich 
von seiner Arbeit ausruhen und Kräfte für den neuen Tag 
sammeln kann, so kann man es ohne weiteres verstehen, daK 
der Proletarier die Arbeit ablehnen mußte. Prompt wurde 
ihm nun natürlich die Unterstützung entzogen.

( von drei W oeien entlassen.
Der Belegschaft des Leunawerkes ist durch diesen Vorfall 

Gelegenheit geboten, darüber nachzudenVen. wer die Inter-

Die Methoden, welche die Arbeitsämter gegenüber den 
erwerbslosen anwenden. werden immer brutaler. Dieser mo­
dernen Sklavenwirtschaft gilt es ein Ende zu machen durch 
rücksichtslosen revolutionären Klassenkampf, durch prole­
tarische Massenaktionen zur Niederwerfung der Bourgeoisie 
und ihrer reformistischen Parasiten.

Halle
Zum Thema: Korruption Im Weyer-Verband.

Unsere Veröffentlichungen über die sonderbare Finanz­
politik der W eyer u. Co. haben den Erfolg gehabt, daß einigen 
.Mitgliedern des „Deutschen Industrie-Verbandes“  das prole- 
r?n- *ev (lcwissen Keweckt worden ist. In Halle machte ein 
1>,V.-Arbeiter den Versuch, trotz der „Richtigstellung“  Weyer« 
uen Ihngen näher auf den Grund zu gehen und von der Be­
zirksleitung Mitteldeutschland positive Aufklärung über den 
Korruptionstall zu verlangen. Der betreffende Proletarier 
spertrte bis zur Antwort die Beiträge und erhielt auf seine 
rragen von dvr Bezirksleitung unterm 16. 4. nachstehenden 
Bescheid:

W erter Genosse!
Vor längerer Zeit hast Du aui Grund eines Artikels 

des „Kampfruf* betr. der Angelegenheitt Kroneberg Deine 
Beiträge gesperrt. \\ ir haben uns mit der Reichsleitun? Iu 
VerOindung gesetzt und teilen Dir heute mit, daß, wer die 
Beiträge in unserer Organisation sperrt, sich selbst aus 
dem D1V. ausschlL'ßt. W ir haben hiermit Dir den B e ­
schluß der Reichsieitung raitgeteilt und ersuchen um 
Zurückgabe unseres Mitgliedsbuches.

{Stempel und Unterschrift) 
Der DIV.-Arbeiter. der um die politische Reinlichkeit seiner 

Urgamtsation so besorgt war. wurde also deswegen kurzer- 
M L . a u s * e s c h l o s s en erklärt! Wirklich, eine feine 
Methode, um unbequeme Kritiker möglichst schnell loszox- 
werden.

Am 23. April fand nun eine Generalversammlung des DJV. 
nalle statt, in welcher der ausgeschlossene Proletarier Auf­
klärung verlangen wollte. W eyer war persönlich erschienen, 
um die Vorwürfe betr. Korruption abzuwehren. Man machte 
sich die Sache natürlich sehr leicht. Der betreffende Arbeiter, 
der über die heikle Angelegenheit Auskunft hoben wollte, 
wurde zur Versammlung einfach nicht zugelassen. Trotzdem 
sich die Versammlung mit 17 gegen 11 Stimmen für seine Zu­
lassung aussprach, setzte sich die Leitung über diesen B e ­
schluß hinweg und erklärte den Proletarier auf Grund des oben 
wiedergegebenen Briefes für ausgeschlossen.

Durch dieses Vorgehen bestätigt der DIV. nur. daß eben 
etwas faul is» im Staate Dänemark.

Oeffemliehe Quittung der V R L K .
Ihlichtbeitrag Berlin: 110.— Mk.
Pflichtbeiträge Reich: Hamburg-Altona 7,90; Delligsen

1.44; Nürnberg 2.— ; Lauban 10. 32. 1.08: Halle 7.74: Mainz 
0.96; Magdeburg 3.— : Salzelmen 0.36; Genthin 2.40; Kiel 6.24: 
Reich ä Konto 30,—.
. Sammellisten Reich: Magdeburg Liste Nr. 477 Rest 2.— 
U5,— ) Gen. Fuchs, Cöther» 2,— ; Sammlung auf der Reichs-
konlerenz 32,80.

Sammellisten Berlin: 2. Bez. Nr. 629 3.50 ; 3 Bez. Nr 617
0.90; 5. Bez. Nr. 601 6,10; 6. Bez. Nr. 606 8.50; Nr. 607 14.— ;
1. Bez. Nr. 624 4 .- ; Nr. 625 12.75; Nr. 626 2.50: Nr. 628 10.40; 
11. Bez. Nr. 612 1.— : 5. Bez. Extraliste -Nr. 432 10.— ; Betrieb 
Hochbahn Liste Nr. 637 16.35.

Umlage Reich: .Magdeburg ä Konto 15.—.
Die im ..Kampfruf* 13-14 veröffentlichter. Listen Nr. 603, 

(vJ4 und 605 wurden vom 14. Bezirk abgeliefert, nicht wie irr­
tümlich vom 11. Bezirk.

Verantw Redakteur n Herausgeber- Hermnnn K .vh  Berlin N. 
Druck: Druckerei i. Arbeiterlitsratur. W . Iszdonat. Berlin O 17.

Der Rnmpftuf
Organ &er ftßjjeinemcn 2trfaeiter4tttion

(3?eooIulionäre 33etrieös*S?rciantfötionen)
Jahrgang 8, 9ïr. 21 Die Zeitung erscheint wöchentlich. — Zu beziehen duroh die Bezirks-Organisationen der 
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E 2S.SK2Ä S  Dic Bewegung in der AEG. BerlinBemerkungen über die praktische Durchführung der 
Beschlüsse der V III .  Reichskonferenz.

In den letzten Wochen hatten alle Ortsgruppen der AAU. 
Pflicht und Gelegenheit, zu den Arbeiten der achten Reichs­
konferenz Stellung zu nehmen. W ir  sind uns dessen gewiß, 
daß dies überall geschehen ist und daß auch mancherorts 
scharfe Kritik geübt wurde. Die bestehenden Meinungsver­
schiedenheiten haben natürlich an keiner Stelle deii organi­
satorischen Rahmen der Union durchgestoßen, da ja im 
iroucü und ganzen keine grundsätzlichen Differenzen vor- 
landen sind. Das im jahrelangen Kampf gegen eine W elt 
von Feinden gestählte Bewußtsein, daß die AAU. der histo­
rische Anfang der revolutionären Klassenorganisation des 
Proletariats ist, hält jeden Genossen in Reih und Glied auch 
dort, wo die Debatten über unsere Taktik am heftigsten sind. 
Es kommt aber nicht nur darauf an, über die Ergebnisse der 
etzten Reichskonferenz ausgiebig zu diskutieren, — es gilt. 
Je gefaßten Beschlüsse praktisch diirchztiführcn! Die von 
unserer obersten Körperschaft festgelegte politische Linie 
muß planmäßig verfolgt werden, wenn die Union in kom­
menden Kämpfen ihren Mann stehen soll.

*
Eine unserer Hauptaufgaben ist die Gewinnung der­

jenigen Proletarier, die sich ' mit den Organisationen der 
parlamentarisch-gewerkschaftlichen Schule in Konflikt be- 
iinden und teils schon den offenen Kampf gegen ihre ehe- 
laligen politischen Lehrer aufgenommen haben. In dieser 
Beziehung hat die Oppositionsbewegung der KPD. reale Ans­
ichten für die AAU. eröffnet, ihre Basis im Proletariat ohne 
Preisgabe irgendeines Grundsatzes zu verbreitern. Die A r­
biter der Gruppe Entschiedene Linke sind, was prinzipiellen 
ampf gegen den Moskauer Sozialdemokratismus anbetrifft, 

am weitesten vorgestoßen und stehen vor den letzten Konse- 
uenzen, soweit sie diese noch nicht gezogen haben. Auf- 
abe besonders der Unionsgruppen ist es, den Abschluß des 
lärungsprozesses der EL.-Genossen zu beschleunigen, indem 
ir die noch zaudernden Proletarier in sachlicher Diskussion 

von der brennenden Notwendigkeit ihres Eintritts in die 
AAU. überzeugen. Es darf heute keine Ortsgruppe der EL . 
ehr geben, mit der die Union (oder die KAP.) nicht ln 
tiiiidiger politischer Fühlungnahme steht. Die Genossen 
ürten dabei keine Mühe scheuen, sondern müssen sich des­

sen bewußt sein: je zielbewußter und planmäßiger unsere 
tifklärende Tätigkeit unter den EL.-Proletariern ist, desto 
Positiver wird auch die Antwort der bevorstehenden Zentral- 
usschußsitzuug der E L . auf die Adresse der V III. Reichs- 
onferenz sein.

Unsere Werbearbeit ist aber damit nicht erschöpft, sie 
uß jetzt mehr und mehr auch auf die Anhänger der Urbalms­
uppe ausgedehnt werden. Diese KPD.-Opposition ist jetzt 

as erstemal öffentlich selbständig aufgetreten, wodurch sich 
Konflikt mit dem leninistischen Zentralkomitee nur ver­

härten muß. Dadurch erhalten auch w ir günstigere Mög- 
hkeiten, an die Arbeiter der Urbahns-Richtung mehr als 
sher heranzukotnmen. Diese neuen Agitationsmöglichkeiten 
iissen von uns nach Kräften ausgenutzt werden, gemeinsam 
it den Genossen der KAP. und EL . W o  die Urbahnsgruppe 
Deutlich auf tritt, darf unsererseits nicht versäumt werden, 

Grundfragen des revolutionären Klassenkampfes in die 
Diskussion zu werfen. Immer w-ieder muß den Anhängern 

Urbahns-Oppostion aufgezeigt werden, daß die proie- 
rische Revolution nur mit der Abkehr von jeglicher parla- 
entarisch-gewerkschaftlicher Taktik und demzufolge nur im 
dikalen Bruch mit dem System des Leninismus vorwärts- 
hreiten kann, daß d e Fahne des Kommunismus niemals 

on politischen Bankrotteuren ä la Ruth Fischer getragen 
erden kann. Der Fraktionskampf der Urbahns-Gruppe 
uß in die Bahn gestoßen werden, wo die wirklich revolu- 
näre Perspektive nicht mehr durch die Illusion der „Revo- 

tionierung“  der dritten Internationale verhüllt werden 
nn.

Ende voriger Woche kam es in den Groß Berliner AEG.- 
Fabriken zu einem scharfen Konflikt. Die Werkzeugmacher 
sowie die Maschinenarbeiten forderten eine 15prozentige Lohn­
erhöhung und beschlossen, bei Ablehnung in den Streik zu 
treten. Die AEG.-Direktion machte daraufhin ein Angebot von 
drei Pfennigen pro Stunde und drohte gleichzeitig, bei der 
Arbeitsverweigerung der produktionswichtigen Gruppe der 
Werkzeugmacher die Gesamtaussperrung vorzunehmen. Die 
Antwort auf dieses Ultimatum war, daß am Sonnabend, den 
21. Mai, mittags die Werkzeugmacher der Betriebe Acker­
straße und Brunnenstraße in den Streik traten. Dic AF(i.- 
Leitung verfügte darauf die teilweise Aussperrung ab Montag, 
den 23. Mai, und zwar der Werke Treptow, Koloniestraße, 
Drontheimer Straße und Friedenau. Die Gesamtaussperrung 
wurde noch verschoben, da die Streikenden erst über ein neues 
Angebot entscheiden sollten.

Das Angebot, das noch am Sonnabend abend den gewerk­
schaftlichen Tarifkontrahenten unterbreitet wurde, besagt im 
wesentlichen folgendes: Die Durchschnittsstundenverdienste
der Werkzeugmacher und Werkzeugdreher im gesamten AEG.- 
Konzern, die bisher 1.12 Mk. betrugen, werden aui 1,19 Mk. 
erhöht; die der Maschinenarbeiter von 98 auf 1.03 Mk. Weiter 
soll die Eingruppierung einer. Teils der Werkzeugdreher in die 
erste Stufe vorgenommen werden.

Am Montag, den 23. Mai, nahmen die streikenden W erk­
zeugmacher und Maschinenarbeiter der AEG . Stellung zu 
diesem Angebot. Die gewerkschaftlichen Verhandlungsführer 
empfahlen Annahme in geheimer Abstimmung. Das Resultat 
war, daß die zur gewerkschaftlichen Fortführung des Streiks 
erforderliche Mehrheit nicht erreicht wurde, so daß vom Metall­
arbeiterverband für Dienstag früh die Arbeitsaufnahme in allen 
AEG.-Betrieben angeordnet wurde.

Die streikenden AEG.-Arbeitcr haben ihren Kampf abge­
brochen, iür 7 bzw. 5 Pfennig „Zulage“  pro Stunde. Daß dieses 
Ergebnis bei weitem noch nicht mal ein Ausgleich für die Ent- 
werHing des Reallohnes durch die Teuerungswelle ist, dürfte 
wohl nicht—«ehwer auszurechnen sein. Wenn trotzdem der 
„Vorwärts“  und die Gewerkschaftsinstanzen es fertig bringen, 
dieses erbärmliche Kompromiß als „einen erfolgreichen Anfang“  
zu begrüßen, so muß dies jedem urteilsfähigen Proletarier zu 
denken geben. Die Gewerkschaftsbesitzer hatten infolge ihrer 
gesetzlichen Bindung durch das Tarifwesen gar kein Interesse 
an der vom Klassenkampfstandpunkt selbstverständlichen 
Pflicht, den Vorstoß der AEG.-Werkzeugmacher zu einer Ange­
legenheit der Gesamtbelegschaft (ca. 50 000) dieses industriellen 
Riesenkonzerns zu machen. Wenn der Metallarbeiterverband 
wirklich noch eine moderne Klassenkampforganisation wäre, 
dann hätte er dies hier unzweideutig beweisen müssen da­
durch, daß er die Rebellion der Werkzeugmacher als den ersten 
Auftakt einer proletarischen Massenbewegung gegen die Kapi­

talsoffensive betrachtet und demzufolge sofort entsprechende 
praktische Kampfmaßnahmen eingeleitet hätte. Doch die Ge- 
werkschaftsinstanzcn sind eben infolge ihrer Arbeitsgemein­
schaftspolitik so rettungslos die Gefangenen der kapitalisti­
schen Demokratie, daß sie nur noch die fiir die Herrschaft 
der Ausbeuter ungefährlichen Brancbenstreiks führen können. 
Der „erfolgreiche Anfang“  der Konfliktsbeilegung in der AEG . 
Berlin besteht also faktisch nur darin, daß es den gewerk­
schaftlichen Kulihandelspolitikern wieder mal gelungen ist, die 
drohende breite Ausdehnung einer Streikbewegung iu letzter 
Stundem mit etlichen Bettelpfennigen zu verhindern und damit 
den fiir die kapitalistische Rationalisierung notwendigen W ir t ­
schaftsfrieden zu sichern.

Mit dem Abschluß des Spezialarbeiterstreiks in der AEG . 
ist aber noch nicht die allgemeine Bewegung beendet, vor der 
die Proletarier der Berliner Metallindustrie jetzt stehen. Die 
Verhandlungen über den neuen Rahmenvertrag in den VBM L- 
Betrieben —  wobei die Frage der Arbeitszeit die wichtigste 
Rolle spielt — haben soeben begonnen und werden schon in 
den nächsten Tagen eine Stellungnahme von den Berliner 
Metallarbeitern notwendig machen . Daß von den betriebs­
tätigen Proletariern allgemein die Forderung nach Verkürzung 
der Arbeitszeit und Erhöhung der Löhne erhoben wird, ist 
nur eine Selbstverständlichkeit. Doch wenn die Metallarbeiter 
Berlins von den Scharfmachern des V BM I. vor die Frage des 
Streiks gestellt werden, dürfen sic sich nie und nimmer auf 
diese Forderungen festlegen. Die zahllosen bisherigen E r ­
fahrungen lehren eindeutig genug, daß cs den Unternehmern 
ein Leichtes ist, eine streikende Arbeitermasse, die ihr Heil 
von den „unparteiischen“  Schlichtungsorganen erwartet, durch 
Aushungerung auf die Knie zu zwingen. Dieser Zermiirbungs- 
taktik der Unternehmerverbände gilt es entgegen zu wirken 
mit der Sprengung des engen Rahmens der wirtschaftlichen 
Kämpfe, d. h. mit dem Uebergang zur Massenaktion gegen die 
Schlichtungsdiktatur des kapitalistischen Staates.

Die Berliner Metallarbeiter werden im Fall des offenen 
Konfliktes aber nur dann den übrigen Proletariern beispiel­
gebend vorangehen können, wenn sic mit der gewcrkscliaft- 
lichen Nadelstichtaktik restlos brechen. Die Gewerkschaften 
stehen immer nur solange „an der Spitze" einer Streikbewe­
gung. bis sie durch einen verbindlich erklärten Schiedsspruch 
schachmatt gesetzt werden. Die Gewerkschaften sind als eine 
Stütze der kapitalistischen Demokratie und ihres Schlichtungs­
betrugs unfähig, die Angriffe der Unternchmerklasse mit macht­
vollen proletarischen Gegenaktionen zu beantworten. Die Pro ­
letarier müssen deshalb aus eigner Kraft, aus ihrer Mitte 
heraus die Organe zur Auslösung und Durchführung ihrer 
Kämpfe schaffen. Diese Vorbereitungen zu treffen, ist die 
erste Bedingung, wenn die Berliner Metallarbeiter der kapita­
listischen Hungeroffensive einen Damm entgegen setzen wollen.

finden nur deswegen noch nicht den W eg zur kommu-1 durch praktisches Eingreifen im revolutionären Sinne vorwärts-
nistischen Bewegung, weil sie von den Demagogen der leni­
nistischen Granatenpartei vom Kurs auf revolutionäre Ufer 
abgelenkt werden.

Irn Zusammenhang mit unserer Propaganda unter den 
politisch aufnahmefähigen Proletariern muß auch besonderes 
Gewicht gelegt werden aui die organisatorische Ausnutzung 
unserer öffentlichen Versammlungstätigkeit. Unsere Agi­
tationstouren in den einzelnen Wirtschaftsbezirken müssen 
von allen in Frage kommenden Ortsgruppenleitungen rfls 
Werbckümpagncn betrachtet und dementsprechend gut vor­
bereitet und als solche durchgeführt werden, damit auch dis 
Union als politisches Resultat neue Kräftezufuhr erhält. Es 
dari keine öffentliche Versammlnug von uns geben, wo nicht 
der planmäßige Versuch zur Gewinnung der mit uns 
sympathisierenden Arbeiter unternommen wird. Die orga­
nisatorische Erfassung derjenigen Proletarier, die politisch im 

Die widerspruchsvolle Politik der Urbahns-Scholem wesentlichen auf dem Boden der AAU. stehen, gilt es mehr
eine zähe Aufklärungsarbeit <^bcrcrseits müssen und als bisher zum Grundsatz zu erheben.

Werden auch hier allmählich den Booen schaffen, in dem der •
Jedanke der AAU. Wurzel schlagen kann. —  Darüber hinaus Die wichtigste A i*g. be jedoen die vorn ureigensten Wesen 

es auch eine selbstverständliche Pflicht, den rebeilieren- der AAU. beding- v . ' 
linken SPD.-Arbeitern unsere Aufmerksamkeit z u  im Prozeß der sr y'u' 

henken. Hier dürfen AAU. und KAP. ebenfalls nichts un- Die achte Re’ch iwoi 
rsHcht lassen, ihre werbende Kraft zu entfalten. Denn die Unionisten ii di­
ele dieser oppositionellen so7ialdcmokratischen Proletarier j seits stehen diirf ,

ist unsere p o l i t i s c h e  A k t i v i t ä t  
Konflikte zwischen Kapital und Arbeit. 
I ' hat eindeutig ausgesprochen, daß 
irtschaftlichen Bewegungen nicht ab- 
^ rn  die Pflicht haben, diese Kämpfe

! zutreiben. Das bedeutet, daß w ir selbstverständlich auch bei 
Streiks kleineren Umfanges auf dem Posten sein müssen. Nur 
wenn die Bereitschaft zur revolutionären Aktivität Gemeingut 
der Unionsmitgliedschaft ist, wird es gelingen, unseren leil 
beizutragen zur Schaffung der subjektiven Bedingungen, dalf 
sich größere Kreise des Proletariats zum Widerstand ge-icn 
die Unternehmerangriffe erheben. Demi auch die Sammlung 
der Arbeitermassen zum Widerstand und ihr Uebergang aus 
dieser Verteidigungsstellung zum Angriff gegen die Kapitalisten 
ist ein Prozeß, den gerade die AAU. als proletarische Klassen­
organisation mit aller Energie fördern muß.

Die systematisch fortschreitende kapitalistische Hunger- 
offensive stellt jeden betriebstätigen Unionisten vor die Auf­
gabe, ein wachsames Auge auf alle sozialen Vorgänge in der 
Stätte der Ausbeutung zu haben. Angesichts der verelendenden 
Auswirkungen der Rationalisierung dürfen wir nicht warten, 
bis die Gewerkschaftsbonzen sich mit der Lage der Arbeiter 
beschäftigen, sondern müssen unabhängig von dein Verhalten 
der reformistischen Tarifkontrahenten selbst darangehen, 
immer wieder vor den Proletariern die Fragen ihrer Existenz 
auf die Tagesordnung zu setzen. In Diskussionen mit den Ar­
beitskollegen, und wenn irgend möglich, in eigenen Werkstatt- 
verjummlungen muß der Unionist seinen Klassengenossen stets 
erneut ins Bewußtsein rufen, daß cs unter Führung eigener 
Kampforgane gegen die Verelendungsoffensive Front zu machen
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